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Ueber eine Kurve 4. Ordnung I. Art, die in der Geodäsie eine Rolle spielt; mit einer Anwendung auf das Vermessungsgebiet Bayern.

Von Dr. Franz Joh. Müller in Augsburg.

	
I.    Einleitung.



Herr Or.-Ing. G. Clauss hat in seiner Dissertation1) gezeigt, dass die Gausskugel das Besselsche Erdellipsoid in einer Kurve 4. Ordnung 1. Art (C4) durchdringt. In meiner Besprechung dieser Abhandlung in der bayerischen Vermessungsbeamtenzeitung2) habe ich behauptet, dass Dr. Clauss in seiner Untersuchung noch zwei Fragen offen gelassen hat, deren Beantwortung mir zur Abrundung des Ganzen notwendig zu sein scheint. Die folgenden Blätter sind nun der Beantwortung dieser zwei Fragen gewidmet, nämlich:

	
	
1.    Wo liegt der Ost- bezw. Westpunkt der C4?;


	
2.    Wie gross ist der Flächeninhalt der von der C4 auf dem Ellipsoid ausgeschnittenen Schale?





Das Zahlenbeispiel beschränkt sich auf die bayerische Gausskugel (Mittelbreite q = 48° 557).

	
II.    Die Parametergleichung der C4.



Die s-Achse eines Kartesischen Raumkoordinatensystems soll mit der Erdachse, die xz-Ebene mit dem Erdmeridian zusammenfallen, der durch
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den Berührungspunkt, der Gausskugel mit dem Besselschen Erdellipsoid geht. Bezeichnen?« und b die beiden Achsen der Meridianellipse, u und v zwei beliebige Parameter, so lauten die Parametergleichungen für das Drehellipsoid wie folgt:

( x = acosucosv,

	
	
(1)                        y = acosusinv,





' z = bsinu.

Die Gaussischen Differentialparameter E, F und G lauten also:

E = a^sin^u — b2cos2u; F = o:     G = a2cos2u:

42= EGr — F~ = a2cos2u(a'isin2u + b2cos2ii)

Für das Oberflächenelement dO des Ellipsoids folgt dann die Beziehung: -- a2 -- 62

	
	
(2)    dO = aby 1 — (e'ysin2u cosridudv; e'2 =





Die Gleichung der Gausskugel lautet, wenn o und p die Koordinaten des Kugelmittelpunktes und R den Krümmungshalbmesser der Gausskugel bezeichnen, wie folgt:

	
	
(3)                (x — 0)2+-y? + (= — 7)2 - R2





Wenn ich in Gl. (3) die Unbekannten durch die Beziehungen (1) ersetze, so erhalte ich die neue Gleichung:

.                        o — ^.nsinu — sin2u

	
	
(4)                  COSV — —-----5-------------.


	
•                                     2(ocosu







Hierin bedeuten: i r R2 — 02 — p21         bp           o          a? — 62 0 — — I 1------—9       ;7= -9. ; 00 — --q ; e- —    » “ •

Aus Gleichung (4) folgt die andere:

.      .     —sin^u — A-nsin^u — 2sin2u\p — 2 (72 — 02) — (4a) sin2v — -------------7  8 —----———— : 3)

— ^TtQsinu — 4 02 — 02

Die Parametergleichungen der C, sind also gegeben durch: " 3F ile — 2nsh" — sin2uj ;

	
	
(5)    y = giV sinsa + ^jrsin^u + 2sin2u (2(? + 03) —e) — I                          —^nQsinu — 02 — 4 02;





z = bsinu

1

 Das Verhältnis der Gaussischen und der Soldnerischen Bildkugel zum Besselschen Erdellipsoid- München 1916. (Siehe auch Zeitschr. f. Vermessungsw. Heft 9—11, 1917.)

2

 Soldner- oder Gausskugel? München 1917. S. 29.
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 : bedeutet, dass der Bruchstrich bezw. das Wurzelzeichen sich auch auf

die folgende Zeile erstreckt.


i = V—1

Aus Gleichung (5) ist zu ersehen, dass die C^ zu den elliptischen Kurven zu zählen ist. Die Wurzeln des biquadratischen Ausdrucks in der zweiten
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der Gleichungen (5) bestimmen die Durchschnittspunkte der Ci mit der Ausgangsmeridianebene, da aber nach der Voraussetzung dort zwei Schnittpunkte zusammenfallen müssen, so hat dieser Ausdruck eine Doppelwurzel, bezeichne ich diese Wurzeln mit a1 ; a2 = a3; a4, so lauten die Gleichungen (5) wie folgt:

	
	
	
*F 2. (e — 2nsinu —



	
(6)    y = 2"(sinu — a,)V(sinu — a^ (ax — sinu^ ;


	
2 = bsinu.







Aus der zweiten der Gleichungen (6) folgt sofort, dass sich die C4 zwischen zwei Parallelkreisen bewegt, deren reduzierte Breiten durch die folgenden Gleichungen bestimmt sind:

sin M1 = 01 ; sinui = a4

und da vorausgesetzt ist, dass @1 > a2 > @4 ist, so folgt ohne weiteres, dass die C4 die z-Achse nicht schneidet. Die Projektion der C4 auf die xz-Ebene ist eine Parabel, deren Gleichung lautet:

[image: ]



Die Achse der Parabel fällt also mit der negativen x-Achse zusammen, der Scheitel hat die Koordinaten :

_ । 22+0.

To — +a 20 •

	
%o = — b 7.



Der Parameter Po der Parabel ist durch die nachstehende Beziehung gegeben:

Po = ~ 00

Die Gleichungen (6) lassen sich noch vereinfachen, wenn ich setze sin1 u — (a, — a4) sin u — a, a, = (sin u — 2)2

oder:

sinu =

hieraus folgen die anderen:

sin u — a, =

sin u — a2 =

sin u — a, =

22 — a, a4

	
	
2 2 — (ci^ + a,)





(2 — a^1    .

	
	
2 A ■—- (a, + a,)


	
22 — 2 «2 2 — C, a 2 — a, a4 — a, a, 22—(+a)





(2 - a,2
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x = al — 24 — 472" + 222 20 + (a, +a)n+ a, a, +

+ 42 e(a, — a) — a, a, — 2na, a^^r + a) —

— a,3a,2 + e (a, + a,)2

	
(7)    , y = ai A? — 2 a a, + a, ag — a, a, + a, a,



+ 22 — a (a, + a^ + a, a, :

z = b 22 — a, a, 22 — a, — «4 | ;

w = 2002 — di — 04

Lasse ich die homogene Veränderliche gleich Null werden, so erfahre ich bekanntlich das Verhalten der C4 gegen die unendlich ferne Ebene. Der aus dieser Bedingung folgende Parameterwert 2 = “1 Td liefert einen unendlich grossen Sinus. Hieraus ergibt sich die bekannte Tatsache, dass die C4 eine geschlossene Kurve ist, da die zwei zusammenfallenden Schnittpunkte der C4 mit der unendlich fernen Ebene imaginär sind.

Für die Folge ist die Kenntnis der ersten Abgeleiteten der Koordinaten der C4 notwendig; hiezu gehe ich aber von den Gleichungen (6) aus, in die ich wiederum einen neuen Parameter sinu = t zur Einführung bringe. Es gelten dann die Beziehungen:.

dx        al .  \

— =---(7 — t) ;

dy  a (— 4t2 — t[3 (a, — aj — 2 a,] — 20,04 — a1 a, — a^ a^

	
(8)    |ot —             4oV(— a,(a, _ €)



Der Ausdruck für das Linienelement lautet:

(ds \2 _ bn'ts +,t + b^t + b^ \dt) 16 c2(t — «Jt^i —D

Hierin bedeuten :

bo = — 8 (4n + (a, + a,) + 2 a2) a2

b, = —16 (a‘m2 + 6202) + a232n(a,+a)+(3 (a, + a)++202) +


— 8 a2



(a, — aj)
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b2 - 28(a —ap(a‘n2—6202) — a? (16 a, 447 +

+ (3 (a, + ap) + 2 a^ (2a, a, + a a, + a,a,))

	
	
b, = — 16 a1 a^ [a272 — b2 w2] — a2a, az — 2 a, a, — a2 a,]2





Die Auswertung dieses Differentials führt auf ein hyperelliptisches Integral, dessen exakte Auswertung nur mittelseiner Art Rosenhainscher Funktionen ermöglicht wird.

	
III.    Der Ost- bezw. Westpunkt der C4.



Der Ost bezw. Westpunkt der C4 ist derjenige Punkt der C4, welcher vom Ausgangsmeridian am weitesten absteht. Diesen Punkt finde ich auf Grund nachfolgender Ueberlegung; es sei eine beliebige Raumkurve in Parameterform und eine Ebene in der Hesseschen Normalform gegeben; so ist nach bekannten Sätzen der Abstand D eines beliebigen Punktes der C von der Ebene gegeben durch die Gleichung:

D = f(u) cos « — g (u) cos 3 — h (u) cos 7— d

Diese Entfernung hat einen extremen Wert, wenn die Bedingungsgleichung erfüllt ist:                                                                          ,

.               af ।                 . dh(u~)

	
	
(9)           — cos a — — cos 3 —  .--cos y — 0 du 'du - 1 du ‘





a s

Dividiere ich diese Gleichung durch das Linienelement —— der C, so folgt °                                du 1       ° aus ihr der Satz:

„In jenem Punkt einer R a u m k u r v e, der von einer Ebene einen Maximal- oder Minimalabstand hat, ist die Tangente der C parallel zur genannten Ebene.“

Diese Ueberlegung auf die C4 angewandt, liefert die Bedingungsgleichung :

4 t2 — 11 3 (a1 — a.) — 2 (2] — 2 a 1 a, —- ci^ ci^ — U2 a4 == 0

Diese Gleichung gibt zwei Werte, denen je zwei Punktpaare entsprechen, von denen ein Paar der kleinen, das andere der grossen Schleife der C, zugehört.

	
IV.    Der Flächeninhalt der Ellipsoidschale.



Eine direkte Auswertung der Formel (2) ist wegen des grossen Zahlenwertes, den das Argument v bei Einführung der Arkussinusreihe erreicht, unmöglich. Der einzige gangbare Weg, der zu einer brauchbaren Lösung führt, besteht darin, dass ich für eine grosse Zahl von Punkten der C4 mittels der Formel (4) eine Art Soldnersche Koordinaten berechne, und aus diesen dann die Fläche mittels der Simpsonschen Regel bestimme.
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Soll das Zahlenergebnis einigermassen auf Genauigkeit Anspruch machen, so müssen verhältnismässig viele Punkte der C, gerechnet werden, was in der Ausführung wegen der weitläufigen Rechnung ziemlich beschwerlich fällt. Ich habe in VII10 deshalb die Soldnerschen Koordinaten von nur sechs Punkten bestimmt, um einen Begriff vom Rechnungsgange zu geben. Die genaue Ermittlung des Flächeninhalts der von der C4 auf dem Ellipsoid ausgeschnittenen Schale ist also lediglich Sache des rechnerischen Fleisses.

	
V.    Ableitung von Probeformeln für die Koordinaten ausgezeichneter Punkte der C4.



Um die Richtigkeit der Gleichungen (6) zu erproben, wähle ich noch einige Punkte der C4 aus, deren Koordinaten sich einfach aus den Anfangsbedingungen der C4 ermitteln lassen und vergleiche diese mit den entsprechenden Werten der Gleichungen (6).

	
a)    Bestimmung der Durchstosspunkte der C4 mit der Aequatorebene.



Aus den Gleichungen (6) folgt für diesen Sonderfall:

(          a

\ x =20°

(10)

( y = — 202V— a,a.

Aus den Definitionsgleichungen der C4 fliessen für den vorliegenden Fall die beiden Gleichungen:

a? + y2 = a2 :

(x — 0)2 + y2 = R2 — p2.

Oder:

R2 — 42 — 02 — p2 q2 — m2

	
	
(11)           « - -       20 : = 20



	
b)    Bestimmung des D u r c h s c h n i 11 s p u n k t e s der C4 mit der yz-Eben e.



Die erste der Gleichungen (6) liefert die Beziehung:

(11a)sin2 u — 2 7 sin u ■—Q = 0

Die Wurzeln dieser quadratischen Gleichung bezeichne ich mit 71 und 72. Setze ich dieselben in die Gleichung (6b), nachdem ich sie zuvor beiderseits mit a geteilt habe, so muss der Zahlenwert der rechten Seite gleich der Einheit sein, wenn richtig gerechnet wurde.

Aus den Definitionsgleichungen der C4 folgen die anderen:

32 + 22 _ 2 ep = R2 — 02 — p2
[image: ]

(Schluss folgt.)


Die Begründung von Dienstbarkeiten in Auseinandersetzungssachen in Preussen.

Von Oekonomierat Deubel.

Über die förmliche und zeichnerische Behandlung von privat-rechtlichen und öffentlich rechtlichen Dienstbarkeiten in Ausein-andersetzungssachen bestehen vielfach Meinungsverschiedenheiten und Unklarheiten. Es dürfte deshalb eine Erörterung dieses Gegenstandes unter Bezugnahme auf die gesetzlichen und die Verwaltungsvorschriften für die bei den Auseinandersetzungs-Behörden beschäftigten Vermes-sungsbeamten von Wert sein.

Unter privatrechtlichen D. sind solche zu verstehen, die in das Grundbuch nach § 873 des BGB. eingetragen werden müssen. Ihre Eintragung wird von der Auseinandersetzungsbehörde auf Grund des Re-zesses (Konsolidation -Planes) beantragt, obgleich die fraglichen D. durch das Aus.-Verf. bereits begründet sind (s. Ausf.-Ges. z. Grundbuchordnung vom 26. IX. 1899, Art. 12 Abs. 2 Z. 3 — Kat.-Anw. VIII Anhang 25 —). In erster Linie handelt es sich um Berechtigungen an fremden Grundstücken, die im Privatinteresse einiger Beteiligter gelegentlich des Aus.-Verfahrens im Wege der Vereinbarung begründet worden sind und die auf gleiche Weise später durch Löschung in Abteilung II des Grundbuchs wieder aufgehoben werden können.

Im Abschnitt II sollen als öffentlich rechtliche D. im wesentlichen die zusammengefasst werden, die im Landeskulturinteresse durch die Rezessbestätigung bzw. Vollstreckbarkeitserklärung des Kons.-Planes mit der Wirkung eines Ortsstatuts begründet werden und deren , Eintragung in das Grundbuch von der Aus.Beh. nicht beantragt wird. Oft entscheidet die Zweckmässigkeit darüber, ob eine D. als privatrecht-liebe behandelt und in das Grundbuch eingetragen werden'soll, oder ob sie als öffentlich rechtliche nicht eingetragen werden soll. Wenn beispielsweise die politische Gemeinde als die Vertreterin einer Berechtigung angesehen werden kann (Dorfwasserleitung, Kanalisierung usw.), so wird man sich in der Regel für die Behandlung der D. als privatrechtliche entscheiden. Auch bei Fahrgerechtigkeiten, die .sich nur auf wenige Grundstücke erstrecken, kann dies geschehen, ohne dass das Grundbuch mit Eintragungen überlastet würde. Hieraus geht hervor, dass der Kreis der privatrechtlichen D. nicht so eng gezogen werden kann, dass alle im Landeskulturinteresse liegenden D. notwendig ausgeschaltet werden müssten.

Dagegen hat es sich mehr und mehr als eine praktische Notwendigkeit ergeben, auf einer grossen Zahl von Grundstücken haftende Fahrgerechtigkeiten (Heufahrten u. dgl.), kleinere Ent- und Bewässerungsanlagen, Dränierungen und Vorfluter als öffentlich rechtliche D. zu behandeln, unbekümmert um den Einwand, dass der öffentlich rechtliche Charakter derartiger D. durch den Rezess (Kons.-Plan) keineswegs unzweifelhaft feststehe.

Für die landmesserische Behandlung der D. ist es aber unumgänglich notwendig, dass von vornherein eine Entscheidung getroffen wird, zu welcher Gruppe jede einzelne D. eingeordnet werden soll.

I. Privatrechtliche Dienstbarkeiten, die der Eintragung in das Grundbuch bedürfen.

	
1.    Verschiedene Arten von Dienstbarkeiten.


	
a)    Mit Grunddienstbarkeiten im Sinne des B.G.B. werden dienende Grundstücke zugunsten des Eigentümers eines anderen (des herrschenden) Grundstücks in der Weise belastet, dass dieser das Grundstück in einzelnen Beziehungen benutzen darf, oder dass die Ausübung eines Rechtes ausgeschlossen ist, das sich aus dem Eigentum an dem dienenden Grundstück gegenüber dem herrschenden ergibt (§ 1018 ff. d. B.G.B.). Hierher gehören z. B. Geh- und Fahrgerechtigkeiten, offene Wasserführungen, Rohrleitungen für Wasserleitungen oder Kanalisierungen (Kellerablässe u. dgl.), Überbauungsrechte, Verbot der Bebauung, Benutzungsrecht unterirdischer Kellerräume usw.


	
b)    Eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit belastet ein Grundstück zugunsten einer physischen oder juristischen Person mit einem Recht, das den Inhalt einer Grunddienstbarkeit bilden kann (§ 1090 ff. d. B.G.B.). Als Beispiele mögen gelten das Recht einer politischen Gemeinde zur Anlage und Unterhaltung einer Wasserleitung, einer Aktiengesellschaft zur Anlage und Unterhaltung einer Drahtseilbahn, eines Elektrizitätswerks zur Errichtung von Masten für eine Starkstromleitung usw.





Was die letzten beiden Anlagen angeht, so können diese nur dann als Dienstbarkeit behandelt werden, wenn die Belastung in das Grundbuch nach § 873 des BGB. eingetragen ist oder auf Grund des Rezesses (Kons.-Planes) eingetragen werden soll. Das ist aber nur selten der Fall. Meist liegt nur eine Gestattung gegen Entgelt auf Grund eines Vertrages vor, d. h. es besteht eine Art kündbares Pachtverhältnis. Ein solches Abkommen kann auch nach Ausführung des Aus.-Planes als fortbestehend angesehen werden, wenn die mit Masten bestandenen Flächen für den bisherigen Eigentümer wieder so ausgewiesen werden, dass keine grössere Wirtschaftserschwerung entsteht. Anders aber liegt die Sache, wenn ein anderer Beteiligter eine Abfindung erhält, auf der Masten einer Drahtseilbahn oder einer Starkstromleitung stehen. Dieser hat zweifellos einen Anspruch an die Gesamtheit der Beteiligten auf Zuteilung einer von derartigen Anlagen freien. Abfindung. Diese Angelegenheit wird als Nebengeschäft zu ordnen sein, wenn vor der endgültigen Feststellung des Planes (Vollstreckbarkeitserklärung) mangels einer privaten Einigung zwischen Planempfänger und Unternehmer Beschwerde erhoben wird. Auf solche Weise ist es sehr wohl möglich, dass durch den Aus.-Plan eine in das Grundbuch eintragungsfähige Belastung begründet wird. Der Beschwerdegrund kann auch durch Überweisung der kleinen, mit Masten besetzten Flächen an den Unternehmer selbst beseitigt werden, sofern die verbleibende Wirtschaftserschwerung unerheblich ist. Jedenfalls ist es zweckmässig, schon bestehende Masten bei der Wegeaufmessung vorerst durch Bleimasse festzulegen und in die Urkarten II einzutragen, damit beim Planentwurf auf ihre Lage Rücksicht genommen werden kann. Hier-.   ..    .. T für Masten einer A für Masten einer bei mögen die Zeichen •—   — ,, ... ,    N .  ,

I      Drahtseilbahn,   J Starkstromleitung: angewandt werden, denn amtliche Vorschriften 2) sind bisher nicht erlassen.

Wenn aber die mit erheblichen Kosten verbundene Versetzung von Starkstrommasten in Frage kommt, so wird auch im Aus.-Plan auf Grund vorausgegangener Abmachung zu bestimmen sein, wer die Kosten der Veränderung der Anlage zu tragen hat. Diese Frage wird im Fälle der Weigerung des Unternehmers, die Kosten zu übernehmen, oft eine recht verwickelte. Liegt z. B. ein Vertrag mit der Gemeinde vor, wonach diese die Errichtung von Masten längs eines Weges gestattet, der durch den Aus.-Plan eingeht, so wird die Aus.-Beh. zu entscheiden haben, ob der Vertrag erlischt oder ob die Gesamtheit der Beteiligten als Veranlasserin der Änderung für die Kosten der Mastenversetzung aufzukommen hat.

Liegt aber erst ein Entwurf zu einer Starkstromanlage vor, so

250 wird es immer gelingen, diesen mit dem Aus.-Plan in Einklang zu bringen.

	
	
c)    Die Niessbrauchsrechte (§ 1030 ff. d. B.G.B.) machen nur dann eine reale Aussonderung gleichwertiger Flächen notwendig, wenn das Niessbrauchrecht in das Grundbuch eingetragen ist und ein Antrag eines Beteiligten auf Aussonderung vorliegt. Wird aber ein derartiger Antrag nicht gestellt, so wird das Niessbrauchsrecht nach den Anteilen der damit belasteten bisherigen Parzellen an der Gesamtabfindung auf letztere im Grundbuch eingetragen.



	
2.    Erfordernisse für die Eintragung von Dienstbarkeiten in das Grundbuch.


	
a)    Nach § 6 der Reichsgrundbuchordnung (Kat.-Anw. VIII Anh. 24; Schlüter 2361) ist für den Planteil, der mit einer Dienstbarkeit belastet werden soll, im Regelfalle in das Grundbuch ein selbständiges Grundstück einzutragen, das im Grundsteuerkataster unter einer besonderen Nummer nach Grösse und Lage nachgewiesen ist. Dies ist nur dann möglich, wenn die Dienstbarkeit nach Lage und Begrenzung genau festgelegt ist, wodurch aber jede Beweglichkeit oder Verlegung im Sinne der §§ 1023 und 1090 d. B.G.B. ausgeschlossen ist. Dies wäre z. B. der Fall, wenn die Beschreibung der Dienstbarkeit im Rezess (Plan) folgenden Wortlaut hat:





„Von dem Planstück 417 ist ein Flächenstreifen von 3 m Breite längs der Grenze gegen das Planstück 364 mit einem Fahr- und Gehrecht zugunsten des jeweiligen Eigentümers des Planstücks 418 (neue Katasterbezeichnung Bl. 15 Nr. 52) belastet. Der belastete Flächenstreifen führt die neue Katasterbezeichnung Bl. 15 Nr. 51“ (s. Fig. 1).

Wenn demgemäss der belastete Planteil in die II. Reinkarte (neue Katasterkarte) als selbständige Parzelle eingetragen worden ist und so die Eintragung des Rezesses in das Grundbuch zugleich eine Abschreibung von dem ganzen Planstück in sich einschliesst, so bedarf es nach der Allg. Verfügung des Justizministers vom 20. Nov. 1899 § 30 Abs. 4 (Kat.-Anw. VIII Anh. 28; Schlüter 2583) weder der Vorlegung eines Auszugs aus dem Steuerbuche, noch einer beglau-bigten Karte, sondern es genügt die Rezessausfertigung allein zur Berichtigung des Grundbuchs.

	
	
b)    Die Aussonderung des mit einer D. belasteten Planteils und damit die Abschreibung dieses Planteils kann nach der Reichsgrundbuchordnung § 6 Satz 2 jedoch unterbleiben, wenn hiervon Verwirrung nicht zu besorgen ist. Ist letzteres nach Ansicht des Grundbuchamtes der Fall, so kann dieses auf Grund des § 30 Abs. 2 a. a. O. die Vorlegung einer Karte, d. h. einer beglaubigten Handzeichnung (Kat.-





Anw. I § 39 Z. 2) verlangen, in der die D. ihrer Lage nach eingezeichnet ist (vgl. auch Holzapfel, Grundbuchrecht S. 64—66).

Praktisch wird man von dieser zugelassenen Ausnahme fast immer Gebrauch machen, allein schon wegen der mit der Bildung einer besonderen Parzelle verbundenen Mehrarbeit und unnötigen Belastung des Katasters und Grundbuchs, sowie der beiläufigen Gefahr, dass die kleine Parzelle ein besonderer Rechtsgegenstand werden kann und gelegentlich eines Verkaufs des Grundstücks einschl. der belasteten Fläche letztere aus Versehen nicht auf gelassen wird. Man wird also festbegrenzte Fahrgerechtigkeiten in der Regel auch in der Katasterkarte ebenso darstellen wie in der Urkarte II (s. Figur 1). Bei Rohrleitungen wird von einer Aussonderung schon deshalb abzusehen sein, weil es unsicher ist, wie breit der auszusondernde Flächenstreifen wegen der Aufgrabungen bei Ausbesserungen zu wählen sein wird. Ferner stösst die Begrenzung der kleinen Flächen, auf denen Masten von Drahtseilbahnen oder Starkstromleitungen stehen, auf Schwierigkeiten, weil es nach § 30 Abs. 1 a.a. 0. von dem Ermessen der Grundsteuerbehörde abhängt, ob sie eine deutliche Darstellung in der Karte für ausführbar hält. Es kommen aber auch Fälle vor, in denen von der Einzeichnung der Lage der D. überhaupt keine Rede sein kann. Wenn z. B. über ein Grundstück die Zufuhr nach anderen Grundstücken führt, die Fahrrichtungen aber in keiner Weise begrenzt oder beschränkt sind, so muss das ganze Grundstück als belastetes angesehen werden. In Fällen der Belastung ganzer Abfindungsstücke (also ohne Aussonderung des belasteten Flächenstreifens) muss hiernach streng genommen dem Ersuchen der Aus.-Beh. auf Berichtigung des Grundbuchs auf Grund der Rezessausfertigung eine beglaubigte Handzeichnung zur näheren Erläuterung der Lage der D. beigefügt werden.

Im engen Anschluss an die Bestimmung der allg. Verf. des Justizministers vom 20. XL 1899 § 30 Abs. 1 und wegen der Verbindung zwischen Grundbuch und Katasterkarte wird es sich empfehlen, die Handzeichnung nach der Katasterkarte (und nicht nach der Urkarte II) anzufertigen. Die Beglaubigung kann unbedenklich durch einen Vermessungsbeamten der Aus.-Beh. an Stelle des Fortschreibungsbeamten erfolgen, es sei denn, dass die Handzeichnung vom Katasteramt gefertigt ist.

Wenn nach bisheriger Übung die Aus.-Beh. von der Beifügung von Handzeichnungen absehen, so ist dies eine leicht zu heilende Unterlassung, denn die Zeichnungen können auf Erfordern des Grund-buchamtes jederzeit nachträglich beschafft werden, nur muss dafür gesorgt werden, dass alle privatrechtlichen D. (soweit dies überhaupt möglich ist) in der Katasterkarte dargestellt werden.

	
3.    Darstellung der Dienstbarkeiten in den Karten und Rissen.


	
a)    In den Kat.-Anw. VIII Und II finden sich keine fest umschriebenen Richtlinien für die Darstellung von Dienstbarkeiten in den Stück-vermessungsrissen, Gemarkungsurkarten und in den Fortschreibungsunterlagen. In den lithographischen Anlagen zu § 38 der Kat.-Anw. VIII und in den Beilagen A und B der Kat.-Anw. II sind nur Muster enthalten für die Darstellung von offenen und verdeckten Wasserrinnen, Wegen, Deichen und Fusswegen in fester und veränderlicher Lage, aus denen aber die rechtliche Eigenschaft dieser Anlagen nicht erkennbar ist. In der Verfügung des Finanzministers vom 14. Mai 1887 (s. Kat.-Anw. VIII, Anhang 33 und Mitt. Heft 37 S. 313) findet sich unter Ifd. Nr. 3 die Anordnung, dass Servitutwege, hinsichtlich deren dieses Rechtsverhältnis völlig klargestellt ist, als Privatwege anzusehen und auf dem Mutterrollenartikel des betreffenden Grundeigentümers nachzuweisen sind, und zwar, sofern sie sich in unveränderlicher Lage befinden, unter einer besonderen Parzellen-nummer. Das setzt die Einmessung und Darstellung nach Art der Kulturgrenzen voraus (s. auch Kat.-Anw. VIII § 57 zu e), steht aber nicht völlig im Einklang mit Kat.-Anw. VIII § 29 Z. 2 und 5, wonach Privatwege nur dann als besondere Parzelle behandelt werden sollen, wenn die Zusammengehörigkeit zu dem betr. Grundstück nicht sogleich und unbezweifelt erkannt werden kann, im übrigen aber sollen derartige Wege zwar aufgemessen und in den Gemarkungskarten dargestellt, aber mit den angrenzenden Grundstücken, falls diese dem nämlichen Eigentümer gehören, zu einer Parzelle vereinigt werden, was in den Rissen und Karten durch kleine Haken bezeichnet werden soll.


	
b)    Die Aus.-Behörden haben sich den Katastervorschriften möglichst angeschlossen und lassen alle D. in fest begrenzter Lage in der Urkarte II mit voll ausgezogenen Linien darstellen und anhaken zum Zeichen der Zugehörigkeit der belasteten Fläche zu den betreffenden Planstücken, dagegen alle D. in veränderlicher Lage mit punktierten Linien zeichnen. Ausserdem aber pflegt die Eigenschaft der D. eingeschrieben zu werden. Auf die hiervon abweichende Darstellungsweise der öffentlich rechtlichen D. durch stetig verlaufende, aus freier Hand gezogene Linien ist m. W. amtlich noch nicht hingewiesen worden (vgl. z. B. Fig. 2 und Fig. 6).


	
c)    Für die Aufmessung kann die Regel als selbstverständlich gelten, dass für festbegrenzte privatrechtlichen D. in den Wege- und Planaufmessungsrissen auch Masse anzugeben sind, nach denen diese Grenzen kartiert werden können (im Gegensatz zu den öffentlich rechtlichen D. — s. II zu 2b —), während für unveränderliche D. einzelne überschlägliche Massangaben genügen, nach denen ihr ungefährer Verlauf in die Urkarte II und Katasterkarte mit punktierten Linien eingetragen werden kann.





In manchen Fällen müssen festbegrenzte D. auch vermarkt werden, wenn dadurch Streitigkeiten zwischen Berechtigten und Verpflichteten vermieden werden oder wenn aus anderen Gründen von den Beteiligten die Abmarkung verlangt wird. Kann z. B. die D. erst nach Herstellung einer ordnungsmässigen Fahrbahn zum Befahren mit Holzfuhren benutzt werden, und bleibt der Ausbau auch hinsichtlich des Zeitpunktes der Ausführung dem Berechtigten überlassen, so wird auch eine Abmarkung der belasteten Fläche in der Regel von vornherein geboten sein.

	
	
d)    Für Auseinandersetzungssachen können hiernach die nachstehenden Muster für die Darstellung von privatrechtlichen D. in den Karten zum Anhalt dienen:

Urkarte II und Rezesskarte I II. Reinkarte (Gemarkungskarte) Festbegrenzte Fahrgerechtigkeit.
[image: ]

[image: ]

Fig. 2.


Belastung mit der Aufnahme von Quell- und Flutwasser.
[image: ]

Fig. 3.


Rohrleitung (z. B. doppelter Dränstrang von etwa 10 cm 1. W.) und veränderliche Flutmulde als Ersatz für einen offenen Graben.
[image: ]

Fig. 4.




	
4.    Bestimmungen im Rezess (Kons.-Plan) über die Aufhebung bisher bestandener und die Begründung neuer privatrechtlicher Dienstbarkeiten.



	
	
a)    Durch die Bestätigung des Rezesses (Kons.-Planes) gehen alle früheren Wegegerechtigkeiten und sonstigen D. unter, deren Neuordnung Gegenstand der Auseinandersetzung war, sofern der Rezess (Kons.-Plan) weder eine Neuregelung, noch einen Vorbehalt darüber Zeitschrift für Deubel. Die Begründung von Dienstbarkeiten etc. 255 Vermessunsgwesen





1918.

enthält. Das gilt auch z. B. für einen Weg, der für ein Grundstück be-ansprucht wird, das ausserhalb des Verfahrensgebiets liegt. Allerdings wird hierbei vorausgesetzt, dass der Eigentümer des berechtigten Grundstücks zugezogen worden ist (s. Sterneberg und Peltzer, § 311. Anm. 1 zu k). Andererseits sind Bestimmungen im Rezess (Kons.-Plan), wie man sie in älteren Sachen zuweilen antrifft, wonach „alle vor der Zusammenlegung bestandenen Geh- und Fahrgerechtigkeiten, sowie sonstige Gerechtigkeiten bestehen bleiben“, ganz unhaltbar. Ebenso ist eine Bestimmung, wonach „alle Wegedienstbarkeiten aufgehoben werden, alle D. anderer Art aber in Kraft bleiben“, nicht vertretbar. Denn die Grundstücke, auf denen diese D. ruhen, gehen durch die Ausführung des Planes unter, wobei es ganz belanglos ist, dass z. B. in Ortslagen die früheren Eigentumsgrenzen vielfach nur wenig verändert werden. Aus diesem Grunde sollten auch sämtliche D., die im Grundbuche eingetragen sind, wie z. B. Kanalisierungen, Kellerableitungen, private Wasserleitungen usw., neu geordnet werden.

	
	
b)    Häufig werden für Durchlässe in Strassen oder anderen öffentlichen Wegen keine Vorfluter ausgewiesen, weil die abzuführende Wassermenge nur gering ist und ein ausgebauter, versteinter Graben die Bewirtschaftung der anstossenden Ländereien mehr stören würde, als das wild abfliessende Flutwasser Schaden bringt. Aus diesem Grunde unterbleibt auch die Ausweisung eines Flutgrabens zweckmässig von vornherein, wenn ein Feldweg eine Senke dammartig über-quert und ein Durchlass zum Abzug des Flutwassers eingelegt werden muss. Es ist aber keineswegs erforderlich, sämtliche Planstücke unterhalb des Durchlasses bis zum nächsten Vorfluter mit der Wasseraufnahme zu belasten, sondern dies hat nach §197 des Wassergesetzes vom 7. IV. 1913 nur für die Planstücke zu geschehen, für die die Zusammenfassung des Flutwassers in dem Durchlass noch eine Änderung des bisherigen Zustandes erzeugt. Wenn eine derartige Belastung als privatrechtliche angesehen werden soll, so kann nur die politische Gemeinde als die Berechtigte eingetragen werden. Ebensogut kann der Fall aber auch als öffentlich rechtliche D. behandelt werden, weil es sich um die Regelung der Vorflut handelt.





Es bedarf aber der zeichnerischen Darstellung nur dann, wenn das Wasser an bestimmter Stelle in geschlossenem Profil dem belasteten Plan zugeführt wird. Fig. 3 deutet die Weiterführung des Flutwassers mit punktierten Linien an, weil sie ganz im Belieben des Eigentümers des Planes 360 liegt.

	
	
c)    Die Generalkommission ist auch befugt, über D., z. B. Wegegerechtigkeiten, die auf Grundstücken ausserhalb des Verfahrensgebietes ruhen und deren Berechtigte an dem Auseinandersetzungsverfahren beteiligt sind, zu entscheiden bzw. solche zu begründen (s. Sternberg u. Peltzer § 12 Anm. 2 Z. 20 und 21). Wegen der Eintragung solcher D. in das Grundbuch sind die vorstehenden Grundsätze massgebend.


	
d)    Alle privatrechtlichen, in das Grundbuch einzutragenden D. sind im Rezess (Kons.-Plan) in dem Paragraphen über Eigentumsbeschränkungen in einem besonderen Abschnitt in übersichtlicher Form zu beschreiben, z. B. wie folgt:





A. Privatrechtliche Dienstbarkeiten.


	
Lf.

Nr.
	
Dienendes Grundstück
	
Art der Belastung
	
Name des Berechtigten od. herrschendes Grundstück


	
Ord.

Nr.
	
(Plan Nr.)
	
Ord.

Nr.
	
(Plan Nr.)


	
Bl.
	
Nr.
	
Bl.
	
Nr


	
1
	
4
	
57
	
(217)
	
Rohrleitung für Abwässer aus Küche,
	
23
	
, 7
	
(214)


	
2
		
( 7

7

8
	
55

(210)

48

(211)

49

(218)

56

(246)

62 (427)

32
	
Brunnen und Stallungen, sowie für Tagewasser.

Die Eigentümer der Grundstücke sind verpflichtet, die Wasserleitung der polit. Gemeinde N. zu dulden, der die Unterhaltung im Sinne des § 1020 des BGB. obliegt.
	
( 7

Politisch meinde
	
52

e Ge-zu N.




	
	
e)    Was nun den Rang der in Abt. II des Grundbuchs einzutragen-den D. anlangt, so ist im Rezess (Kons.-Plan) zu beantragen, dass die neu begründeten Dienstbarkeiten an erster Stelle eingetragen werden, somit vor bestehenden Eintragungen den Vorrang erhalten. Dagegen sind die bisher schon bestehenden und lediglich neu geordneten Dienstbarkeiten an ihrer bisherigen Stelle zu belassen.



	
II. Oeffentlich rechtliche Dienstbarkeiten, die nicht in das Grundbuch einzutragen sind.



	
1.    Verschiedene Arten öffentlich rechtlicher Dienstbarkeiten.


	
a)    Durch den Rezess (Kons.-Plan) werden vielfach Belastungen einzelner Grundstücke begründet, die ohne weiteres als öffentlich rechtliche bezeichnet werden müssen, wie z. B. eine öffentliche Fusswegverbindung von N. nach M. oder die Belastung eines an einem öffentlichen Wege gelegenen Planstücks, auf dem sich ein Brunnen befindet, mit dem Rechte für jedermann, aus dem Brunnen Wasser zu schöpfen. Hierher gehört ferner das Leinpfad- oder Trendeipfadrecht zugunsten der Schiffer. Eine solche D. lässt sich durch Ausweisung des Leinpfades nicht beseitigen, wenn es sich um Wasserläufe II. Ordnung handelt, und diese im anteiligen Eigentum der Anlieger stehen.


	
b)    Die Aus.-Beh. üben seit Jahren die weit verbreitete Praxis, durch den Rezess (Kons.-Plan) zum Zwecke der Zuwegung von Planstücken, auf die die Eigentümer einen gesetzlichen Anspruch haben, als Ersatz für Wirtschaftswege Fahrgerechtigkeiten zu begründen, die sie wie öffentlich rechtliche D. behandeln. Dieses Verfahren findet für das ehemalige Herzogtum Nassau eine Stütze in der Begründung zu dem Gesetz vom 4. August 1904. Der § 7 Abs. 2 dieses Gesetzes handelt ausdrücklich von Grunddienstbarkeiten und von Eigentumsbeschränkungen. Nach S. 73 der Begründung sind unter letzteren „die im Kons.-Plan im Interesse der Landeskultur, also im öffentlichen Interesse festgesetzten Eigentumsbeschränkungen als gesetzliche Beschränkungen anzusehen“, im Gegensatz zu einer im Privatinteresse eines einzelnen Beteiligten zu bestellenden Grunddienstbarkeit. Die Begründung zielt hauptsächlich auf die sog. Heufahrten,*) die für lange Täler mit vielen Abfindungen als öffentlich rechtliche D. eingerichtet werden, weil sonst im Grundbuch eine Unzahl von. Grundstücken verschiedener Eigentümer mit dem Fahrrecht für die Eigentümer einer wechseln-den Zahl von Grundstücken belastet werden müsste.


	
c)    Die Aus.-Behörden behandeln ferner Be-und E n t w ä s s e -rungsanlagen**) kleineren Umfangs als öffentlich rechtliche D. weil sie diese Anlagen ebenfalls im Interesse der Landeskultur, also im öffentlichen Interesse, errichten und ihre Instandsetzung und Unterhaltung als Landespolizeibehörde regeln.





Nach den Zusammenlegungsgesetzen ist die Ausweisung von Bewässerungsgräben und auch der durch die Bewässerung bedingten

0 Vergl. Holzapfel, Güterkonsolidation S. 151—161.

**) Zur Ausführung umfangreicher Kulturverbesserungen der unter c und d gedachten Art werden gelegentlich eines Aus.-Verfahrens Meliorationsgenossenschaften gebildet und alle der Kulturverbesserung dienenden Einrichtungen werden alsdann auf Grund des Genossenschaftsstatuts mit öffentlich rechtlicher Wirkung hergestellt und unterhalten. Der Rezess (Kons.-Plan) erwähnt in diesen Fällen die durch die Genossenschaft ausgeführte Kulturverbesserung nur nachrichtlich. Im allgemeinen aber herrscht eine grosse Abneigung gegen die Bildung von Genossenschaften, weil ihre Verfassung für kleine Anlagen viel zu umständlich ist.
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Entwässerungsgräben als gemeinschaftliche Anlagen nur dann zulässig, wenn sie als „nötige Gräben“ angesehen werden können, ohne deren Vorhandensein die Wiesen nicht zu dem eingeschätzten Wert genutzt werden können. Andrerseits sind die Aus.-Behörden aber auch befugt, Kulturverbesserungen zu einem Bestandteil des Aus.-Planes zu machen, wenn damit ein Viertel der Beteiligten einverstanden ist (Verord. v. 20. Juni 1834, § 8) und im Konsolidationsverfahren sind nach § 16 Ziffer 4 der Instruktion vom 2. Januar 1830 für das ehemal. Herzogtum Nassau „zweckmässige Wässerungsanlagen in den Wiesen zu deren Bewässerung und Entwässerung“ ebenso zu berücksichtigen, wie die Zuwegung und Trockenlegung der Abfindungen.

Die praktische Durchführung der Ausweisung solcher Anlagen stösst jedoch auf erhebliche Schwierigkeiten. Allein schon die Vermarkung der Zuleiter und Bewässerungsrinnen sowie der durch die Bewässerung erforderlich werdenden Entwässerungsgräben verursacht verhältnismässig sehr hohe Kosten, ganz abgesehen davon, dass die Grenzsteine beim Mähen äusserst hinderlich sind. Die Aufmessung der versteinten Gräben, ihre Darstellung in den Karten, ihre Berechnung und Nachweisung im Aus.-Plan, namentlich auch hinsichtlich der Aufbringung des Grund und Bodens, sowie hinsichtlich des Eigentums, erfordern einen sehr grossen Arbeitsaufwand. Alle diese Arbeiten müssen aber nach Massgabe eines Sonderentwurfs der Planausführung vorausgehen. Bei letzterer stellt sich dann regelmässig heraus, dass in grösserem oder geringerem Umfange von dem Entwurf und den versteinten Grenzen der Gräben abgewichen werden muss. Die Folge hiervon ist, dass erneute Kosten durch anderweite Versteinung, Aufmessung und Aufstellung eines Plannachtrags entstehen oder dass die ausgebauten Anlagen mit der karten- und rezessmässigen Darstellung nicht übereinstimmen.                             .            •

Es ist auch zu beachten, dass sich nicht alle zweckmässigen Kulturverbesserungen von vornherein übersehen lassen, sondern sich sehr oft erst während der Planausführung ergeben.

Ausserdem ist aber auch die Abgabe von Wasser seitens der Triebwerksbesitzer, die Wasserverteilung, Wässerzeit, die Unterhal-tung und Aufsicht (Wiesenwärter usw.) zu regeln. Nach dem Erlasse des Ministers f. Landw. vom 27. Dezember 1904, I C 7766 sind sämtliche unter Aufwendung öffentlicher Mittel im Landeskulturinteresse ausgeführten Anlagen unter staatliche Aufsicht gestellt. Diese Bestimmungen sind aber nicht in das Grundbuch eintragungsfähig und es wird deshalb mit gutem Grund die Ansicht vertreten, es handle sich nicht um Grunddienstbarkeiten, sondern um gesetzliche Eigentumsbeschränkungen, die nach Art. 109, 111, 113 und 122 des Einf.-Ges. zum BGB. von diesem nicht berührt werden, sondern lediglich durch den Bezess wirksam werden (vgl. Holtz u. Kreutz § 385 Z. 1).

	
	
d)    In ähnlicher Weise lassen sich auch Dränierungen3) als öffentlich rechtliche D. behandeln. Für die Sammler, die als Ersatz für offene Gräben auf Kosten der Gesamtheit gelegt werden, ist dies ohne weiteres angezeigt, aber auch für die Sauger wird eine Regelung der Kostenfrage, der Unterhaltung und Aufsicht notwendig, sobald sich die .Einzeldränierung nicht innerhalb der Grenzen der Planstücke hält.



	
2.    Darstellung der öffentlich rechtlichen Dienstbarkeiten in den Karten und Rissen.


	
a)    Der Rezessvollziehung (Vorlegung des Kons.-Planes und seiner Nachträge) liegt hinsichtlich des Planbestandes die Urkarte II zugrunde. Man wird deshalb diese Karte auch zur Darstellung der öffentlich rechtlichen D. benutzen, soweit dies mit der nötigen Deutlichkeit und Vollständigkeit möglich ist. Für Be- und Entwässerungen sowie für Dränierungen wird es sich aber durchweg empfehlen, dem betr. Abschnitt des Rezesses (Kons.-Planes bezw. Nachtrag zu diesem) eine besondere Hand(Lage-)zeichnung beizuheften, in der alle Einzelheiten, wie Schleusen, Schleusenstücke, Wässerabteilungen, Aus-mündungen der Sammler, Gefällangaben, Höhen, Masse usw.’, eingetragen werden können. Eine solche Handzeichnung wird auch dann erforderlich, wenn eine öffentlich rechtliche D. auf ausgeschlossenen Grundstücken begründet werden soll, die auf der Urkarte II nicht dargestellt sind, z. B. eine Fahrgerechtigkeit über ausgeschlossene Waldgrundstücke. In solchen Fällen genügt gegebenenfalls eine Zeichnung in kleinem Massstab, oft sogar ein Ausschnitt aus dem Messtischblatt.





Diese Handzeichnungen sind selbstverständlich auch in die Aus-fertigungen des Rezesses (Schlussurkunde) zu übernehmen, wodurch dann die Eintragung • der so beurkundeten öffentlich rechtlichen D. in die Rezess(Gemeinde-)karte überflüssig wird, wogegen alle übrigen D. einschl. der privatrechtlichen in dieser Karte nachzutragen sind, soweit sie nicht schon durch den Umdruck der Katasterkarte darin erscheinen.

Ganz im Gegensatz zu den privatrechtlichen D. sollte von der Eintragung der öffentlich rechtlichen D. in die Katasterkarte vollständig abgesehen werden, weil sie nach den Katastervorschriften doch nur zum Teil eingetragen werden könnten. Denn Dränierungssysteme zum Beispiel gehören nicht zu den Gegenständen, die in der Katasterkarte darzustellen sind. Die Eintragung würde 260 Deubel. Die Begründung von Dienstbarkeiten etc. Zeitschrift für O                                 Vermessungswesen 191S. auch eine den Katastervorschriften entsprechende Aufmessung und Darstellung in den Wege- und Planausmessungsrissen voraussetzen. Endlich aber müssten alle Veränderungen oder Begründungen solcher D., die erst nach Abgabe der II. Reinkarte an die Katasterverwaltung eintreten, unmittelbar oder durch umständliche und die soeben erst hergestellte neue Katasterkarte entwertende Fortschreibungen nachgetragen werden. Obendrein würde auch noch die Übereinstimmung zwischen Katasterkarte und Grundbuch gestört, denn dieses erstreckt sich nur auf die privatrechtlichen D., während die öffentlich rechtlichen D. nicht in das Grundbuch eingetragen werden und somit auch nicht in die Katasterkarte gehören; sie werden lediglich durch den bestätigten Rezess (Kons.-Plan) begründet and wirksam erhalten.

	
	
b)    Demgemäss sind diese D. auch nicht in den Wege- und Planaufmessungsrissen nachzuweisen, sondern allenfalls in den Plan-absteckungsrissen.





Es handelt sich lediglich darum, zeichnerisch darzutun, welche Grundstücke mit solchen öffentlich rechtlichen D. belastet sind, ohne dass es auf eine genaue Übereinstimmung zwischen Örtlichkeit und Darstellung in der Urkarte II oder Handzeichnung ankommt. Es genügen durch Abschreiten oder überschlägliche Messung ermittelte Masse für einzelne Anhaltspunkte, nach denen im übrigen die Lage der D. nach Augenmass aus freier Hand in stetig verlaufenden Linien eingezeichnet werden kann. Dabei macht es keinen Unterschied, ob es sich um eine in fest begrenzter Lage befindliche D., z. B. einen ausgebauten Forstweg oder um eine veränderliche D., z. B. eine nicht scharf begrenzte Heufahrt, handelt. Diese Unterscheidung muss lediglich aus der Art der Darstellung ersichtlich sein (s. Fig. 6). Für Rohrleitungen, Dränstränge und verdeckte Kanäle müssen die Massangaben allerdings so genau und vollständig sein, dass sie zu Aut-grabungen ausreichen. Derartige unterirdische Leitungen sind abweichend von der in Entwürfen üblichen Darstellungsweise (vgl. die sog. schlesische Anweisung für Drainageentwürfe) zur Unterscheidung von offenen Gräben mit blauen punktierten Linien zu zeichnen.

	
	
c)    Für die Darstellung öffentlich rechtlicher D. in den Handzeichnungen, in der Urkarte II und in der Rezess(Gemeinde-)karte mögen die Beispiele in Fig. 5 und 6 zum Anhalte dienen:



	
3.    Bestimmungen im Rezess (Kons.-Plan) über die Begründung öffentlich rechtlicher Dienstbarkeiten.


	
a)    Das Verfahren der Aus.-Behörden, die oben unter 1 zu b, c und d erwähnten Belastungen mit Wegegerechtigkeiten, mit Be- und Entwässerungsanlagen, mit einzelnen Dränsträngen oder vollständigen .Dränierungsanlagen als öffentlich rechtliche zu behandeln, wird zwar nicht allseitig als zu Recht bestehend anerkannt, aber es überwiegt doch die Ansicht, dass derartige Festsetzungen im Rezess (Kons.-Plan) die Wirkung eines Ortsstatuts haben. Es besteht auch insofern ein einschneidender Unterschied gegenüber den im I. Abschnitt behandelten privatrechtlichen D., als diese nur gelegentlich des Verfahrens mit den Beteiligten vereinbart worden sind und nach späterer Übereinkunft ebensogut durch Löschung im Grundbuch wieder beseitigt werden können. Beide Arten von D. sind zweckmässig im Rezess (Kons.-Plan) getrennt nachzuweisen, damit der Antrag der Aus.-Beh. auf Eintragung in das Grundbuch zweifelsfrei nur auf privatrechtliche D. bezogen werden kann, dann aber auch wegen der verschiedenartigen Einmessung und Darstellung in den Karten und Rissen.


	
b)    Im Gegensatz zu den privatrechtlichen D. genügt im Rezess (Kons.-Plan) eine Beschreibung ohne Angabe der herrschenden und dienenden Grundstücke, wie nachfolgende Beispiele zeigen.





	
B.    Oeffentlieh rechtliche Dienstbarkeiten.4)


	
1.    Be- und Entwässerungsanlage in der Breitwiese (s. Handzeichnung).





Die Kosten der Instandsetzung der in der anliegenden Handzeichnung dargestellten Anlagen, insbesondere auch der Stauschleuse im Mühlbach und zweier Zementschleusen an der Verzweigung des Hauptzuleiters sind von den Wässerungsberechtigten nach Verhältnis der bewässerbaren Flächen, nämlich

aufgebracht worden, einschl. der Entschädigung des Eigentümers des nicht wässerbaren Planes Nr. 217. Dieser hat sich in der Verhandlung vom . . . zugleich verpflichtet, alle Unterhaltungsarbeiten ohne Ent-


Handzeich n’u 11 g

betr. die Be- und Entwässerungsanlage „in der Breitwiese“ Kartenblatt 12 Nr. 32— 36.




Beilage zu § . . . des Rezesses.
[image: ]




Handzeichnung

	
	
	
1.    betr. Zuwegung der Abfindung Bl. 11 Nr. 68 durch die Fahrgerechtigkeit auf dem ausgebauten Waldrandweg in den ausgeschlossenen Holzungen Bl. 12 132







Nr. 24-28

	
	
	
2.    betr. Zuwegung der Wiesenabtindungen Bl. 11 Nr. 69—74 durch eine nicht ausgebaute Heufahrt.
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Schädigung zu dulden, sofern diese in der Zeit vom 15. Oktober bis 1. April ausgeführt werden. Die Kosten der Unterhaltung der Bauwerke innerhalb des Planes 217 (Bl. 12 Nr. 32) tragen die Wässe-rungsherechtigten nach dem oben angegebenen Massstab. Die Räu-mung und sonstige Unterhaltung dieser Grabenstrecken übernimmt der jeweilige Eigentümer des Planes 218 (Bl. 12 Nr. 33) und ist hierfür von den Eigentümern der Pläne 219—221 mit 3 Mk. jährlich zu entschädigen. Alle Anlagen innerhalb der Pläne 218—221 (Bl. 12 Nr. 33 bis 36) sind von den Eigentümern auf eigene Kosten zu unterhalten. Die Wässerung ist nur mittelst der eingebauten Zementschleusenstückestatthaft, das Durchstechen der Böschungen an den Zuleitern oder die Verhinderung der Weiterführung des Wassers ist streng untersagt.

Die Anlagen unterstehen der Aufsicht des jeweiligen Bürgermeisters von M. und des Wege- und Wiesenwärters der Gemeinde. Der Bürgermeister ist befugt, alle Unterhaltungsarbeiten auf Kosten des Säumigen nach Ablauf einer Mahnungsfrist von 14 Tagen ausführen zu lassen und ausserdem jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen die obigen Bestimmungen und wegen Wasserentziehung (s. nachstehende Wässerordnung) mit 3 Mark zugunsten der Gemeindekasse zu ahnden. (Folgt die Wässerordnung.)

Die Anlagen werden unter Schau des zuständigen Meliorationsbaubeamten gestellt und in das Lagerbuch, das von dem König!. Landratsamt aufbewahrt wird, eingetragen.

	
	
2.    Die Dränierung der Feldlage „im nassen Grund“ (siehe Handzeichnung) ist gelegentlich des Aus.-Verfahrens ausgeführt worden. Die Gesamtheit aller Beteiligten hat die Kosten des Hauptsamm-lers, der anstatt eines offenen Grabens gelegt worden ist, getragen; die übrigen Kosten sind nach Verhältnis der dränierten Flächen aufgebracht worden, nämlich:





Die Unterhaltung des Hauptsammlers liegt der politischen Gemeinde M. ob, im übrigen sind die Kosten der Unterhaltung von dem jeweiligen Eigentümer der dränierten Planstücke nach Verhältnis der oben angegebenen Flächen zu tragen. Entschädigungen für die durch die Aufgrabung und die erneute Instandsetzung der Dränstränge entstehenden Nachteile können nicht beansprucht werden. Der jeweilige Bürgermeister von M. hat die Aufsicht über die Unterhaltung der Anlage auszuüben und die Verteilung der Unterhaltungskosten auf die einzelnen Teilnehmer zu bewirken.

	
	
3.    Der Eigentümer der Untermühle (oder® deren Pächter) ist berechtigt, in der Zeit vom 1. November bis 1. Februar die auf den Mühl-graben m n (Bl. 13 Nr. 45 der neuen Katasterkarte) stossenden Planstücke zum Zwecke der Beseitigung des Aushubs aus dem Mühlgraben an diesem entlang mit Wagen zu befahren, und zwar hat dies möglichst bei Frostwetter zu geschehen.5)





100 Jahre Landesvermessung in Württemberg. (Schluss von Seite 221.)

Wenn wir in vorstehendem einen Überblick über die Kataster-Vermessungen gegeben haben, so erübrigt noch, die anderen Zweige des württ. Vermessungswesens, in denen ein erheblicher Teil unserer Berufsgenossen erfolgreich tätig ist, zu erwähnen, und zwar in erster Linie                                                                    ' -die Feldbereinigungen.

Schon im 18. Jahrhundert suchte man auch in Schwaben die Bodenerträgnisse durch Schaffung günstigerer Flurverhältnisse zu steigern. Insbesondere galt es, die schweren wirtschaftlichen Nachteile der Zersplitterung des Grundbesitzes in Oberschwaben durch Zusammenlegungen, durch sogenannte Vereinödungen, zu beseitigen. Diese bestanden darin, dass jedem Gemeindebürger sein Land in einem zusammenhängenden Besitztum vereinigt wurde, auf welches er dann auch seinen Wohnsitz verlegen musste. Derartige Vereinödungen sind noch zu Anfang des 19. Jahrhunderts durchgeführt worden. Sie wurden aber dann aus polizeilichen Gründen nicht mehr zugelassen. Reichlich später als in anderen Staaten setzte in Württemberg die Kulturgesetzgebung ein. Es entstand das Gesetz über die Feldwege, Trepp- und Überfahrtsrechte vom 26. März 1862, das vor allem den freien Gebrauch der Grundstücke fördern sollte. Dieses Gesetz erzielte aber nur einen bescheidenen Erfolg; teils weil einzelne Bestimmungen die Durchführung zweckmässiger Anlagen erschwerten, teils weil die Vorschriften über die Abstimmung der Sache nicht förderlich waren. Die Güterregulierungen wurden aus diesem Grunde in der Mehrzahl auf dem Wege freier Übereinkunft durchgeführt.

Erst das Feldbereinigungsgesetz vom 30. März 1886 gab einen mächtigen Anstoss zur Förderung der im Interesse der Landwirtschaft so dringend nötigen Flurregelungen und kulturtechnischen Verbesserungen Das Gesetz unterscheidet zwischen Feldbereinigungen mit neuer Feldeinteilung und solchen ohne diese. Die letztere Art der Feldbereinigungen eignet sich hauptsächlich für Baumgüter, Weinberge u. dgl. Ihre Ausführung erfolgt in der Regel nach dem abgekürzten Verfahren, d. h. ohne allgemeine Bodeneinschätzung; während die Feldbereinigungen mit neuer Feldeinteilung eine Bodeneinschätzung (Bonitierung) zur Voraussetzung hat.

Die Oberleitung der Feldbereinigungen ist der Zentralstelle für Landwirtschaft, Abt. für Feldbereinigung, übertragen. Ihr stehen zur Zeit zur Verfügung an planmässig angestellten Vermessungsbeamten 4 Obergeometer bezw. Vermessungsinspektoren, 15 Bereinigungsfeldmesser, 4 Geometer-Kulturtechniker und 5 Revisions-Assistenten, ferner ein Hilfspersonal von 26 geprüften Geometern und 17 Geometergehilfen. Ausserdem sind Feldbereinigungsarbeiten an 88 Katastergeometer nach Akkordsätzen übertragen.

Die Ausführung der einzelnen Feldbereinigungen liegt in Händen der Vollzugskommissionen, die aus einem Vorsitzenden, einem Feldmesser und drei Landwirten besteht, und der als beratendes Mitglied ein vom Gemeinderat zu wählender ortskundiger Vertrauensmann angehört.

Die Durchführung des Feldbereinigungsgesetzes, das bei den württ. Landwirten grossen Anklang gefunden hat, wird durch die vorhandenen Kataster-Vermessungsakten wesentlich gefördert. Die Flurkarten dienen als Unterlagen für die Antragspläne und für die Lagepläne bei Ausführung des Weg- und Grabennetzes, sowie bei sonstigen landwirtr schaftlichen Verbesserungen. Die trigon. Signalpunkte, die Landes-vermessungsbrouillons und die Katasterhandrisse ermöglichen, nachdem durch trigonometrische Punkte die Vermessungen erweitert worden sind, die alten Besitzstände in den Bereinigungsplänen (Massstab 1:1000) aufzuzeichnen. Auch können die Flächengehalte der einzelnen Grundstücke aus dem Primärkataster und seinen Beilagen entnommen werden. Dagegen werden die Flächen der einzelnen Abschnitte (Bonitätsabschnitte) zur Feststellung der Grundstückswerte aus dem Bereinigungsplan graphisch ermittelt. Mit wenig Ausnahmen wird mit den Feldbereinigungen eine Neuvermessung und eine Abmarkung der Grundstücke nach Steinlinien verbunden und dadurch eine schrittweise Erneuerung der Landesvermessung erzielt.

Nach , Beendigung der Feldbereinigung wird von der Zentralstelle der Eigentumsübergang ausgesprochen. Zur Berichtigung des Grundbuchs werden den zuständigen Justizstellen die vom Bereinigungsgeometer auszufertigenden Mitteilungen zum Grundbuch übergeben und zum Zweck der Fortführung der Flurkarten und Primärkataster dem K. Steuerkollegium, Abteilung für direkte Steuern, eine Messurkunde über die Feldbereinigung samt Handrissen zugestellt.

Die Kosten der Feldbereinigungen hängen hauptsächlich von den Geländeverhältnissen, von der Grösse des Unternehmens und von der Parzellengrösse ab. Sie betragen in der Regel für 1 ha: Vorarbeiten 1—5 Mk., Vollzugskommission 3—10 Mk., geometrische Arbeiten 35 bis 65 Mk., Vermarkung 5—25 Mk., Bauaufwand für Wege, Gärten u. dgl. 10—50 Mk., allgemeine Aufwendungen 2—15 Mk.

Zu den Kosten wird regelmässig ein Staatsbeitrag von 15—200 gewährt. Die Zahl der Feldbereinigungen seit dem Jahr 1886 beträgt 1141 mit einem Flächengehalt von 142 274 ha. Daran waren beteiligt 170 294 Grundeigentümer und 712 000 Parzellen. Die Bedeutung des Feldbereinigungswesens für die Landesvermessung lässt sich hieraus leicht erkennen.

Die Privatvermessungen.

Die Vermessungsarbeiten, die nicht unter der Aufsicht oder Leitung staatlicher Behörden ausgeführt werden, insbesondere Messungen für Bauzwecke, wie Bauabsteckungen, Fertigung von Lageplänen, Höhenschichtenplänen, Ausmessung von Bauarbeiten u. dgl., nehmen einen ziemlich breiten Raum in der Berufstätigkeit der württ. Katastergeometer ein und bilden einen namhaften Teil ihrer Einnahmequelle.

Für die Ausführung und Revision dieser Vermessungen bestehen behördliche Vorschriften aus den Jahren 1873, 1874 und 1895, und es haben nach der Ministerialverfügung vom 24. Oktober 1895 nur diejenigen Vermessungsarbeiten öffentlichen Glauben, welche durch öffentlich bestellte Feldmesser (Geometer) ausgeführt werden. Diese Bestimmung allein schon würde genügen, dass in Württemberg der Geometer auch mit Privatvermessungen, die irgendwelche Zuverlässigkeit beanspruchen, betraut würde, wenn er nicht schon von jeher als Vertrauensmann in solchen Fällen gegolten hätte.

Die Vermessungen und die zugehörenden Ausführungen haben nach der geeignetsten und besten Methode und mit zweckentsprechenden Instrumenten zu geschehen. Für die Flächenmessungen und die Zeichnung der Karten und Pläne sind die Vorschriften für Katastervermessungen, einschliesslich der Fehlergrenzen, massgebend. Für Höhen-messungen und Profilzeichnungen sowie für das Ausmass der Bauarbeiten sind besondere Vorschriften gegeben. Für Nivellements von n Kilometer Länge ist ein Fehlbetrag bis zu 18Vn mm, bei geringer Bedeutung des Nivellements und bei grossem Höhenunterschied bis zum doppelten Betrag zulässig. Eine Revision dieser Vermessungs-arbeiten erfolgt nur auf Antrag durch besondere Revisoren, die vom K. Ministerium des Innern aus der Zahl der verpflichteten Feldmesser ernannt werden.

Die Stadtvermessungen.

Die rasche Ausdehnung der Städte und der grösseren Gemeinden fordert von ihren Verwaltungen allerlei Massnahmen auf technischem und wirtschaftlichem Gebiet, zu deren Lösung und Durchführung sie auch die Hilfe des Geometers in Anspruch nehmen muss. Dieser kann daher heute, wenn nicht als unentbehrliches, so mindestens als ein sehr nützliches Glied im Organismus genannter Verwaltungen gelten.

Die beträchtlichen Steigerungen der Bodenwerte haben es in erster Linie, mit sich gebracht, dass für die Städte genaue Grundpläne erforderlich sind. Die Flurkarten 1:2500, ja selbst die Ortspläne 1: 1250 sind für die meisten Fälle zu klein. Die Gemeinden haben vielmehr für die bauliche Entwicklung, sowohl für Zwecke des Ortsbauplans als auch zum Strassen-, Kanal- und Wasserbau für Unter-grundsbauten aller Art, für Gleisanlagen, für Hochbauten, für ihre Bodenpolitik, für die Grundstücksverwaltung u. dgl. Pläne in grösserem Massstab 1:100 bis .1:1000, notwendig. Die Herstellung solcher Pläne erfordert vor allem eine genaue, ins einzelne gehende Ortsvermessung, die sich auf ein gutes Dreiecks,-.und Polygonnetz aufbaut, so dass jedes Grundstück mit äusserster Genauigkeit, die weit innerhalb der allgemeinen, für ländliche Gebiete nötige Fehlergrenze liegt, berechnet und kartiert werden kann. Nicht minder wichtig ist eine allgemeine Höhenaufnahme und die Schaffung einer ausreichenden Zahl einwandfreier Festpunkte für Einwägungen aller Art.

Früher wurden die anfallenden Vermessungsarbeiten von Fall zu Fall an Privatgeometer vergeben. Seitdem die Aufgaben der Stadtverwaltungen aber riesenhaft gewachsen sind und die Geometer auch zu andern technischen und zu Verwaltungsarbeiten (Bauplanbearbeitungen, Bauabrechnungen, Anlegung und Führung von Baulastenbüchern) herangezogen werden, sind die württ. Städte zur Anstellung von eigenen Vermessungsbeamten übergegangen. Die Residenzstadt hat 1866 mit der Anstellung eines Geometers den Anfang gemacht, ihr folgte 1873 Heilbronn und heute zählen wir in Württemberg 58 Stadt- bezw. Ortsgeometer, wozu noch eine Reihe von Assistenten und andere Hilfskräfte kommen.

Die Eisenbahnvermessungen haben eine ähnliche Entwicklung genommen wie die Stadtvermessungen. Durch das gewaltige Aufblühen des Eisenbahnbaues, verbunden mit der Lösung schwieriger technischer Aufgaben, hat sich eine besondere Ingenieurgeodäsie herausgebildet. Denn für eine richtige Linienführung sind zuverlässige Höhenschichtenpläne ebenso notwen-dig, wie ein vollständiger Lageplan, Dreiecksmessungen, Parzellenauf-nahmen, Axabsteckungen, Gleisberechnungen, Höhenfestpunkte u. dgl., für die Bauausführung. Die sachgemässe Behandlung und zweckentsprechende Erledigung dieser Arbeiten, die fast durchaus mit der peinlichsten Genauigkeit ausgeführt werden müssen, setzen ein ernstes, tiefes Studium und eine nur durch längere Übung zu erlangende Sicherheit in der praktischen Betätigung voraus. Es hat sich deshalb auch die ursprüngliche Art einer nur vorübergehenden Beschäftigung der Geometer beim Eisenbahnbau und -Betrieb nicht bewährt, vielmehr ist die württ. Eisenbahnverwaltung in vorbildlicher Weise schon in den 1870er Jahren dazu übergegangen, ein geschultes Personal von Geometern durch definitive Anstellung als Staatsbeamte dauernd festzuhalten. Zurzeit beschäftigt die württ. Eisenbahnverwaltung: 12 Obergeometer (worunter 1 Rechnungsrat und 4 Kanzleiräte), 40 Technische Eisenbahnsekretäre sowie 19 provisorisch verwendete Feldmesser und 4 ungeprüfte Kanzleiassistenten. Ein Teil dieses Personals wird auf dem bautechnischen Bureau der Generaldirektion, der andere Teil auf den Bauinspektionen bezw. Bausektionen des Landes verwendet.

Die Geschäftsaufgaben erstrecken sich äusser den für das bahnfiskalische Eigentum notwendigen Katastervermessungen auf alle geometrische Aufnahmen und Absteckungen samt Höhenangaben bei Neu-und Erweiterungsbauten, einschlieslich der Hochbauten, auf die Mit-Wirkung bei Projektbearbeitungen für neue Bahnen und Erweiterungsbauten, auf die Herstellung und Fortführung des umfangreichen Plan-materials und bei den Bauinspektionen auch auf die Verpachtung des Grundeigentums.

Die topographische Landesaufnahme.

Vor der Landesvermessung waren in Württemberg, wie schon oben erwähnt, äusser einigen Spezialkarten von Städten und Klöstern nur wenige brauchbare Karten vorhanden. Erwähnenswert ist die Schick-, hardtsche Landesaufnahme (1624—-1635), sowie die Amman-Bohnen-bergersche Karte von Schwaben im Massstab 1:86 400. (1798-1827), die auf einer besonderen Triangulation Bohnenbergers beruhte und für einfachere Zwecke genügte. Um so notwendiger war die Herstellung einer Gesamtkarte von Württemberg, die durch das K. statist. topogr. Bureau noch während der Landesvermessung in Angriff genommen wurde. Die vorzügliche, durch die Landesvermessung geschaffene geometrische Grundlage, verbunden mit Aufnahme der Steigungsverhältnisse und roher Höhenkurven im Gelände, ermöglichten die Herstellung des topographischen Atlasses im Massstab 1:50 000 (1821 bis 1851), in welchem die Wölbungen und Geländefalten nach der Leh-mannschen Schraffiermanier im einzelnen dargestellt sind.

Aber auch diese Karte genügte der mächtig aufstrebenden Technik und der Wissenschaft bald nicht mehr. Vor allem waren es die Bau-ämter, die für ihre Projekte Höhenkarten mit Schichtenlinien bedurften, und es hat denn auch die K. Eisenbahnbaukommission im Jahr 1869 den Anfang gemacht mit einer ausgedehnten Höhenaufnahme im Massstab 1: 2500. Jhr folgte die K. Forstverwaltung mit einer Aufnahme, die sich auf etwa 250 Flurkarten erstreckte. Die günstigen Erfahrungen mit diesen Höhenflurkarten veranlassten in der Folge die Kgl. Regierung auf Grund sachverständiger Beratung, die begonnene Höhenaufnahme durch das K. Statist. Landesamt auf das ganze Land ausdehnen zu lassen.

In die Wege geleitet von Professor Dr. v. Hammer, fanden unter dessen persönlicher Leitung in den Jahren 1890—1892 Probemessungen statt. Die allgemeine Aufnahme begann dann 1893 unter Direktor v. Schlebach und wurde seither ohne Unterbrechung fortgesetzt. Sie konnte sich auf die Höhenfestpunkte der Gradmessungskommission und der Eisenbahnverwaltung und bezüglich der Lage auf das ausgezeichnete Flurkartenwerk stützen.

Über die Art der Aufnahme, über deren Genauigkeit, über die Ausfertigung der Höhenflurkarten und deren Vervielfältigung in der besonderen Druckerei des Stat. Landesamts, über ihre Verwendung für technische, wissenschaftliche und wirtschaftliche Zwecke, sowie bezüglich deren Auswertung für die Herstellung anderer Karten, besonders der topographischen Karte 1:25 000 bezw. 1:50 000, der geologischen Spezialkarte 1:25 000 und bezüglich der weiteren Verarbeitung zu Karten für wissenschaftliche und Verkehrszwecke verweisen wir auf Schlebach „Über den Stand der topogr. Landesaufnahme“ (Mitt. des W. G. V. 1909, S. 302) und Egerer „Untersuchung über die Genauigkeit der topogr. Landesaufnahme in Württemberg“ (Stuttgart, 1915). Gesagt sei nur, dass die Aufnahme in dem grossen Massstab 1:2500 und auf Grund der Flurkarten erfolgt. Von den 15 57 2 herzustellenden Höhenflurkarten sind bis jetzt etwa 12 000 fertig. Mit der Aufnahme und Ausarbeitung sind zurzeit unter Leitung des Finanzrats Dr.-ing. Egerer 16 planmässige Vermessungsbeamte, 5 Lithographen, 1 Steindrucker und 20 Hilfskräfte beschäftigt. Die Kosten für die Herstellung einer Höhenflurkarte betragen 100 bis 200 Mk. Der Kaufpreis beträgt für den ersten Abdruck (zweifarbig) 12 Mk., für jeden weiteren Abdruck 3 Mk.

Aus alledem geht unbestreitbar hervor, dass das Vermessu ngswerk dem Lande in vielfacher Beziehung überaus grosse Vorteile und geordnete Zustände gebracht hat. Wir erblicken einen besonderen Vorzug im württ. Vermessungswesen namentlich auch darin, dass sämtliche Vermessungsakten entweder in Urschrift oder in Abschrift neben dem Grundbuch in der Gemeinderegistratur niedergelegt sind. Und wenn auch die Gemeinden für die Herstellung der Duplikate namhafte Mittel aufgewendet haben', so stehen diesen erhebliche Ersparnisse der Grundbesitzer an Zeit und Geld gegenüber dadurch, dass sie bei irgendwelcher Frage in Grundstückssachen nicht erst nach entfernt gelegenen Vermessungs- oder Grundbuchämter reisen müssen, sondern dass sie diese auf dem Rathaus der Gemeinde, zu welcher das Grundstück gehört, erledigen können.

Ursprünglich sollte zwar nur eine sichere Grundlage für eine gerechte Grundbesteuerung erreicht werden. Das Vermessungswerk hat aber schon von Anfang an eine Vollkommenheit erhalten, die es zu .einer her-vorragenden'Stütze für die Sicherung des Grundeigentums und Hebung des Realkredits befähigt. Der gesamte heutige Immobilienverkehr, eine geordnete Pfandbestellung auf Grundbesitz, eine weitgehende Inanspruchnahme des Bodenkredits sind ohne die Flächenbestimmung, ohne die sichere Feststellung der Grundstücke nach Lage und Abgrenzung durch die Vermessungsakten gar nicht denkbar. Ja, im Volksbewusst-sein ist die Beweiskraft des Vermessungswerks längst anerkannt und tief eingewurzelt. Die Akten der Fortführungsvermessung geben den rechtlichen Zustand auch tatsächlich wieder, weil sie fast immer die Grundlage eines Rechtsgeschäfts bilden, jedenfalls aber Von den beteiligten Grundbesitzern als in Übereinstimmung mit ihrem Besitz aner-kann! worden sind. Messungsfehler in diesen sind wegen der vorgeschriebenen und eingehaltenen Kontrolle und wegen der kleinen zulässigen Fehlergrenzen, wie sie für reine Steuervermessungen durchaus nicht nötig wären, so gut wie ausgeschlossen. Aber auch in der Landesvermessung selbst haben sich Fehler nur ganz vereinzelt gezeigt.

Was unserem Landesvermessungswerk noch fehlt und worin es neueren Vermessungswerken nachsteht, das ist, wie schon des öfteren von fachmännischer Seite hervorgehoben wurde, ein engmaschiges Netz von trigonometrischen und polygonome irischen Punkte n, das mit den Messungslinien zusammenfällt oder ihr Einbinden in einfacher Weise ermöglicht. Zwar sind solche Punkte seit 1871 überall da, wo Neumessungen und grössere Fortführungsmessungen — wie bei Feldbereinigungen, durchgreifenden Vermarkungen, Ortserweiterungen, Strassen-, Wasser- und Eisenbahnbauten u. dgl. — vorkamen, geschaffen worden. Sie fehlen aber im übrigen grösseren Teil des Landes, noch. Es liegt aber zweifellos sowohl im Interesse des Staats und der Gemeinden, wie in demjenigen der Grundbesitzer, dass hier Versäumtes, wenn auch erst allmählich, so doch in einer rascheren und planmässigeren Folge als bisher, nachgeholt wird. Durch Schaffung dieser weiteren Grundlage würde nicht nur die dauernde und sichere urkundliche Festlegung der Eigentumsgrenzen gewinnen, sondern auch die öfters schon angeregten Vereinfachungen (Verbilligungen) der Vermessungen, unter teilweiser Abweichung vom bisherigen Aufnahmsverfahren, das in manchen Fällen nicht das geeignetste, genaueste und billigste, ja oft sogar kaum durchführbare Verfahren ist, sowie die Herstellung eines Kataster planes in grösserem Massstabe (1:1000) ermöglicht.

Das Fehlen eines solchen ist ebenfalls ein weiterer Mangel in unserem Vermessungswerk und wohl mit ein Hemmschuh gegen die allgemeine Zulassung der einfacheren halbgraphischen Flächenberechnung. .

Gegenüber diesen Hauptforderungen zur Ergänzung • und Vereinfachung des württ. Vermessungswerks treten andere zurück. Ihre Durchführung aber sollte mit dem derzeitigen Personal und bei der heutigen Dienstorganisation fast ebensogut möglich sein, wie bei einer Verstaatlichung des Katastergeometerdienstes (die übrigens in einigen Bezirken versuchsweise angeordnet ist), wenn diese Arbeiten auf einige Jahrzehnte verteilt und wenn die Kosten hiefür auf die breiteren Schultern des Staats, eventuell mit Unterstützung der Gemeinden, übernommen würden.

Stuttgart, im März 1918.             Obergeometer Neuweiler.

1

 2 — (a, + a4)
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 Darstellung für Seil- und Schwebebahnen in topogr. Karten s. Tafel I der Musterblätter der Königl. Preuss. Landesaufnahme 1913.

3

 Siehe Anmerkung auf Seite 257.

4

 Beispiele zur Beschreibung privatrechtlicher D. s. oben unter I. Z. 4 zu d.

5

 Die Voraussetzungen einer privatrechtlichen D. liegen hier zwar vor da aber eine grosse Zahl von Grundstücken im Grundbuch zu belasten sein würde, so ist der Regelung lediglich durch den Rezess der Vorzug gegeben worden.


Personalnachrichten.

Königreich Bayern. Seine Majestät der König hat verfügt: Mit Wirkung vom 1. Oktober zu Flurbereinigungsgeometern beim Landesamte für Flurbereinigung zu ernennen die geprüften Geometer dieses Landesamts Friedrich Mühlhofer, zurzeit im Heeresdienste, Karl Büchele bei der Abteilung für Unterfranken in Würzburg, zurzeit im Heeresdienste, Anton Schott, zurzeit bei der staatlichen Vermittlungsstelle für militärische Lieferungen beim Ministerium des Äussern.

Inhalt.

Wissenschaftliche Mitteilungen: Ueber eine Kurve 4. Ordnung I. Art, die in der Geodäsie eine Rolle spielt: mit einer Anwendung auf das Vermessungsgebiet Bayern, von Müller. — Die Begründung von Dienstbarkeiten in Auseinandersetzungssachen in Preussen, von Deubel. — 100 Jahre Landesvermessung in Württemberg, von Neuweiler. — Personalnachrichten.
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Fig. 1.

Verinderliche Fahr- und Gehgerechtigkeit.
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